
 
 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 

I. Vertragspartner und Geltungsbereich 

 

1. Die  nachfolgenden  Allgemeinen  Geschäftsbedingungen  (nachfolgend  „AGB“)  gelten  für  alle  Verträge,  die  ein 

Verbraucher oder Unternehmer (nachfolgend „Käufer“) mit 

 

der 

ENATEK GmbH & Co. KG, 

diese vertreten durch die persönlich haftende Gesellschafterin, die ENATEK Beteiligungsgesellschaft mbH, 

diese vertreten durch die einzelvertretungsberechtigten Geschäftsführer Reinhard Horn und Thomas Jansen, 

Bornstraße 10, 

65589 Hadamar‐Steinbach, 

Tel.: +49 (0) 6433/81698‐00, 

Fax: +49 (0) 6433/81698‐10, 

E‐Mail: info@ enatek.de, 

eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Limburg, 

HRB 2696, 

USt.‐IdNr.: DE269825563 

(nachfolgend „Verkäufer“) 

 

schließt. Die AGB gelten auch für alle künftigen Geschäftsbeziehungen, auch wenn sie nicht noch einmal ausdrücklich vereinbart 

werden.  Abweichende  Bedingungen  des  Käufers,  die  der  Verkäufer  nicht  ausdrücklich  anerkennt,  sind  für  den  Verkäufer 

unverbindlich, auch wenn er  ihnen nicht ausdrücklich widerspricht. Die Bedingungen des Verkäufers gelten auch, wenn der 

Käufer die Lieferung des Verkäufers vorbehaltlos annimmt und entgegenstehende oder von seinen Bedingungen abweichende 

Bedingungen des Käufers kennt. 

2.   Verbraucher  im  Sinne  dieser  AGB  ist  jede  natürliche  Person,  die  ein  Rechtsgeschäft  zu  Zwecken  abschließt,  die 

überwiegend weder ihrer gewerblichen noch ihrer selbständigen beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden können. 

3.  Unternehmer  im  Sinne  dieser  AGB  ist  eine  natürliche  oder  juristische  Person  oder  eine  rechtsfähige 

Personengesellschaft, die bei Abschluss eines Rechtsgeschäfts in Ausübung ihrer gewerblichen oder selbständigen beruflichen 

Tätigkeit handelt. 

4.  Sämtliche Vereinbarungen, die zwischen dem Käufer und dem Verkäufer  im Zusammenhang mit den Kaufverträgen 

getroffen werden, sind in den Kaufverträgen, diesen AGB und den Angeboten des Verkäufers schriftlich niedergelegt. Mündliche 

Nebenabreden  bestehen  nicht.  Änderungen  und  Ergänzungen  der  zwischen  dem  Käufer  und  dem  Verkäufer  getroffenen 

Vereinbarungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. 

 

II. Angebot und Vertragsschluss 

 

1.  Die Angebote des Verkäufers sind grundsätzlich freibleibend und unverbindlich, es handelt sich bei den angebotenen 

Preisen ausschließlich um Netto‐Richtpreise zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer. Dies gilt auch, wenn der Verkäufer dem Käufer 

Kataloge, technische Dokumentationen (z. B. Zeichnungen, Pläne, Berechnungen, Kalkulationen, Verweisungen auf DIN‐Normen 

usw.), sonstige Produktbeschreibungen oder Unterlagen – auch  in elektronischer Form – überlassen hat, an denen sich der 

Verkäufer  die  Eigentums‐  und Urheberrechte  vorbehält.  Vor  Angebotserstellung  erfolgt  grundsätzlich  auf  Anforderung  des 

Käufers ein Vor‐Ort‐Termin durch den Verkäufer zur Begutachtung der örtlichen und technischen Gegebenheiten. 

2.  Die Bestellung der Ware durch den Käufer gilt als verbindliches Vertragsangebot. Sofern sich aus der Bestellung nichts 

anderes ergibt, ist der Verkäufer berechtigt, dieses Vertragsangebot innerhalb von 2 Wochen nach Zugang des Angebots beim 

Verkäufer  durch  Erklärung  in  Textform  anzunehmen.  Der  Annahme  steht  es  gleich, wenn  der  bestellte  Auftrag  durch  den 

Verkäufer durch Lieferung ausgeführt wird. 

3.  Kalkulationen, Zeichnungen, Pläne und sonstige Unterlagen, die auch zum Angebot gehören, bleiben im Eigentum des 

Verkäufers, der sich alle Urheberrechte an diesen Unterlagen vorbehält. Der Käufer darf diese Unterlagen nicht ohne vorherige 

schriftliche Einwilligung des Verkäufers an Dritte weitergeben. Nimmt der Verkäufer das Angebot des Käufers nicht an, sind 

sämtliche dem Käufer vom Verkäufer überlassenen Unterlagen unverzüglich an den Verkäufer zurückzugeben. 

 

III. Zahlungen 

 

1.  Sofern  im Einzelfall  nichts  anderes  vereinbart  ist,  gelten die  jeweils  zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses  aktuellen 

Preise,  und  zwar  ab  Lager,  zzgl.  gesetzlicher Umsatzsteuer.  Verpackungskosten  sind  jeweils  in  den Preisen  inbegriffen. Der 

Käufer  trägt die Transportkosten ab Lager und die Kosten einer ggf. vom Käufer gewünschten Transportversicherung sowie 

etwaige Zölle, Gebühren, Steuern und sonstige öffentliche Abgaben. Die jeweils anfallenden Versand‐ und Transportkosten gibt 

der Verkäufer im Angebot an. 



 
2.  Der Kaufpreis ist fällig und auf ein Bankkonto des Verkäufers innerhalb von 10 Tagen nach Rechnungsstellung ohne 

Abzug zu zahlen. Der Verkäufer  ist  jedoch, auch  im Rahmen einer  laufenden Geschäftsbeziehung,  jederzeit berechtigt, eine 

Lieferung ganz oder teilweise Zug‐um‐Zug nur gegen Vorkasse durchzuführen und Teilleistungen/ ‐lieferungen zu erbringen, 

soweit dies  für den Käufer nicht unzumutbar  ist. Einen entsprechenden Vorbehalt erklärt der Verkäufer spätestens mit der 

Auftragsbestätigung. 

3.  Für  den  Fall,  dass  nach  Vertragsschluss  die  vom  Verkäufer  zu  zahlenden  Netto‐Einkaufspreise  für  die 

vertragsgegenständlichen Materialien (z. B. Holz, Dämmstoffe, Metalle) zum Zeitpunkt ihrer Lieferung um mehr als 5 % steigen, 

hat der Verkäufer das Recht, vom Käufer eine angemessene Anpassung der vertraglich vereinbarten Preise für die betroffenen 

vertragsgegenständlichen Materialien an die aktuellen Lieferpreise zu verlangen. Der Käufer hat das Recht, innerhalb einer Frist 

von 2 Wochen ab Zugang einer schriftlichen Mitteilung des Verkäufers beim Käufer mit der Information und Erläuterung über 

die Preisanpassung vom Vertrag zurückzutreten. 

4.  Dem  Käufer  stehen  Aufrechnungs‐  oder  Zurückbehaltungsrechte  nur  insoweit  zu,  als  sein  Anspruch  rechtskräftig 

festgestellt oder unbestritten ist. 

5.  Dem  Verkäufer  stehen  die  gesetzlichen  Aufrechnungs‐  und  Zurückbehaltungsrechte  in  vollem  Umfang  zu.  Er  ist 

berechtigt, ohne vorherige schriftliche Einwilligung des Käufers Forderungen aus dem Vertragsverhältnis an Dritte abzutreten. 

 

IV. Lieferung, Gefahrübergang, Abnahme, Annahmeverzug 

 

1. Die  Lieferung erfolgt  ab  Lager, wo  auch der  Erfüllungsort  für  die  Lieferung und eine  etwaige Nacherfüllung  liegt. Auf 

Verlangen und Kosten des Käufers wird die Ware an einen anderen Bestimmungsort versandt (Versendungskauf). Soweit 

nicht  etwas  anderes  vereinbart  ist,  ist  der  Verkäufer  berechtigt,  die  Art  der  Versendung  (insbesondere 

Transportunternehmen, Versandweg, Verpackung) selbst zu bestimmen. Der Verkäufer ist jederzeit berechtigt, sich zur 

Leistungserbringung,  insbesondere  für  Gerüstbau,  Elektroarbeiten  und  Montagearbeiten,  sich  Dritten  und 

Subunternehmen, die er frei wählen kann, zu bedienen. 

2. Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der Ware geht spätestens mit der Übergabe auf 

den  Käufer  über.  Beim  Versendungskauf  geht  jedoch  die  Gefahr  des  zufälligen  Untergangs  und  der  zufälligen 

Verschlechterung  der Ware  sowie  die  Verzögerungsgefahr  bereits mit  Auslieferung  der Ware  an  den  Spediteur,  den 

Frachtführer oder der sonst zur Ausführung der Versendung bestimmten Person oder Anstalt über. Soweit eine Abnahme 

vereinbart ist, ist diese für den Gefahrübergang maßgebend. Der Übergabe bzw. Abnahme steht es gleich, wenn der Käufer 

im Verzug der Annahme ist. 

3. Kommt  der  Käufer  in  Annahmeverzug,  unterlässt  er  eine Mitwirkungshandlung  oder  verzögert  sich  die  Lieferung  aus 

anderen, vom Käufer zu vertretenden Gründen, so ist der Verkäufer berechtigt, Ersatz des hieraus entstehenden Schadens 

einschließlich Mehraufwendungen (z. B. Lagerkosten) zu verlangen. 

4. Der  Nachweis  eines  höheren  Schadens  und  die  gesetzlichen  Ansprüche  des  Verkäufers  (insbesondere  Ersatz  von 

Mehraufwendungen,  angemessene  Entschädigung,  Kündigung)  bleiben  unberührt;  die  Pauschale  ist  aber  auf 

weitergehende Geldansprüche anzurechnen. Dem Käufer bleibt der Nachweis gestattet, dass dem Verkäufer überhaupt 

kein oder nur ein wesentlich geringerer Schaden entstanden ist. 

5. Die Lieferfrist wird individuell unverbindlich vom Verkäufer bei Annahme der Bestellung angegeben. 

6. Angegebene Liefertermine oder Lieferfristen sind ausschließlich unverbindliche Angaben, es sei denn, diese sind zwischen 

dem  Verkäufer  und  dem  Käufer  ausdrücklich  als  verbindlich  vereinbart  worden.  Sofern  der  Verkäufer  angegebene 

Lieferfristen aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat, nicht einhalten kann (Nichtverfügbarkeit der Leistung), wird der 

Verkäufer  den  Käufer  hierüber  unverzüglich  informieren  und  gleichzeitig  die  voraussichtliche,  neue  unverbindliche 

Lieferfrist mitteilen. Ist die Leistung auch innerhalb der neuen Lieferfrist nicht verfügbar, ist der Verkäufer berechtigt, ganz 

oder  teilweise  vom  Vertrag  zurückzutreten;  eine  bereits  erbrachte  Gegenleistung  des  Käufers  wird  der  Verkäufer 

unverzüglich erstatten. Nichtverfügbarkeit der Leistung liegt beispielsweise vor bei nicht rechtzeitiger Selbstbelieferung 

durch Zulieferer, wenn der Verkäufer ein kongruentes Deckungsgeschäft abgeschlossen hat, bei sonstigen Störungen in 

der Lieferkette, etwa aufgrund höherer Gewalt oder wenn der Verkäufer im Einzelfall zur Beschaffung nicht verpflichtet 

ist. 

 

V. Gewährleistung/Haftung des Verkäufers 

1. Für die Rechte des Käufers bei Sach‐ und Rechtsmängeln gelten die gesetzlichen Vorschriften, soweit nachfolgend nichts 

anderes  bestimmt  ist.  Der  Verkäufer  haftet  für  Sachmängel  nach  den  hierfür  geltenden  gesetzlichen  Vorschriften, 

insbesondere nach den §§ 434 ff. BGB. Gegenüber Unternehmern beträgt die Gewährleistungsfrist auf vom Verkäufer 

gelieferte Sachen 12 Monate. 

2. Der Verkäufer kann bei einer Nacherfüllung selbst zwischen einer Reparatur oder Neulieferung der Sache wählen, wenn 

es sich bei der mangelhaften Sache um Neuware handelt und der Käufer Unternehmer ist. 

3. Sofern der Käufer Unternehmer ist, wird die Gewährleistung für gebrauchte Sachen ausgeschlossen. 

4. Sofern der Käufer Verbraucher ist, wird die Gewährleistungsfrist für gebrauchte Sachen auf 1 Jahre beschränkt. Hiervon 

ausgenommen sind Schadensersatzansprüche des Kunden wegen Verletzung des Lebens, des Körpers, der Gesundheit 

oder wesentlicher Vertragspflichten, welche zur Erreichung des Vertragszieles notwendigerweise erfüllt werden müssen. 

Ebenso  sind  ausgenommen  Schadensersatzansprüche  nach  grob  fahrlässiger  oder  vorsätzlicher  Pflichtverletzung  des 

Anbieters oder seines gesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Regelungen. 



 
5. Eine  zusätzliche  Garantie  besteht  bei  den  vom  Verkäufer  gelieferten  Waren  nur,  wenn  diese  ausdrücklich  in  der 

Auftragsbestätigung  zur  jeweiligen  Ware  angegeben  wurde.  Soweit  der  Hersteller  darüber  hinaus  eine  eigene 

Herstellergarantie  für  den  Vertragsgegenstand  anbietet,  kann  der  Käufer  Ansprüche  aus  dieser  Herstellergarantie 

ausschließlich gegenüber dem Hersteller des jeweiligen Vertragsgegenstandes geltend machen. 

6. Ansprüche des Käufers auf Schadensersatz sind ausgeschlossen, soweit gesetzlich zulässig. Hiervon ausgenommen sind 

Schadensersatzansprüche  des  Kunden  aus  der  Verletzung  des  Lebens,  des  Körpers,  der  Gesundheit  oder  aus  der 

Verletzung  wesentlicher  Vertragspflichten  (Kardinalpflichten)  sowie  die  Haftung  für  sonstige  Schäden,  die  auf  einer 

vorsätzlichen  oder  grob  fahrlässigen  Pflichtverletzung  des  Verkäufers,  seiner  gesetzlichen  Vertreter  oder 

Erfüllungsgehilfen  beruhen.  Wesentliche  Vertragspflichten  sind  solche,  deren  Erfüllung  zur  Erreichung  des  Ziels  des 

Vertrags  notwendig  ist.  Bei  der  Verletzung  wesentlicher  Vertragspflichten  haftet  der  Verkäufer  nur  auf  den 

vertragstypischen, vorhersehbaren Schaden, wenn dieser einfach fahrlässig verursacht wurde, es sei denn, es handelt sich 

um Schadensersatzansprüche des Käufers aus einer Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit. 

7. Die Einschränkungen aus Nr. 6 gelten auch zugunsten der gesetzlichen Vertreter und Erfüllungsgehilfen des Anbieters, 

wenn  Ansprüche  direkt  gegen  diese  geltend  gemacht  werden.  Die  Haftungsbeschränkungen  gelten  nicht,  soweit  der 

Verkäufer den Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit der Sache übernommen hat. Das 

gleiche gilt, soweit der Verkäufer und der Käufer eine Vereinbarung über die Beschaffenheit der Sache getroffen haben. 

Die Vorschriften des Produkthaftungsgesetzes bleiben unberührt. 

 

VI. Eigentumsvorbehalt 

 

1. Die  gelieferte Ware  (Vorbehaltsware)  bleibt  im  Eigentum  des  Verkäufers,  bis  alle  Forderungen  erfüllt  sind,  die  dem 

Verkäufer  gegen  den  Käufer  jetzt  oder  zukünftig  zustehen,  und  zwar  einschließlich  sämtlicher  Saldoforderungen  aus 

Kontokorrent.  Sofern  sich  der  Käufer  vertragswidrig  verhält  –  insbesondere  sofern  er  mit  der  Zahlung  einer 

Entgeltforderung in Verzug gekommen ist –, hat der Verkäufer das Recht, vom Vertrag zurückzutreten, nachdem er eine 

angemessene Frist zur Leistung gesetzt hat. Die für die Rücknahme anfallenden Transportkosten trägt der Käufer. Sofern 

der  Verkäufer  die  Vorbehaltsware  zurücknimmt,  stellt  dies  bereits  einen  Rücktritt  vom  Vertrag  dar.  Ebenfalls  einen 

Rücktritt vom Vertrag stellt es dar, wenn der Verkäufer die Vorbehaltsware pfändet. Vom Verkäufer zurückgenommene 

Vorbehaltsware darf er verwerten. Der Erlös der Verwertung wird mit denjenigen Beträgen verrechnet, die der Käufer 

dem Verkäufer schuldet, nachdem der Verkäufer einen angemessenen Betrag für die Kosten der Verwertung abgezogen 

hat. 

2. Der  Käufer  muss  die  Vorbehaltsware  pfleglich  behandeln.  Er  muss  sie  auf  seine  Kosten  gegen  Feuer‐,  Wasser‐  und 

Diebstahlschäden ausreichend zum Neuwert versichern. Sofern Wartungs‐ und Inspektionsarbeiten erforderlich werden, 

muss der Käufer sie auf eigene Kosten rechtzeitig durchführen. 

3. Der  Käufer  darf  die  Vorbehaltsware  nach  vorheriger  schriftlicher  Einwilligung  des  Verkäufers  verwenden  und  im 

ordentlichen Geschäftsgang weiter veräußern, solange er nicht in Zahlungsverzug ist. Er darf die Vorbehaltsware jedoch 

nicht  verpfänden  oder  sicherungshalber  übereignen.  Die  Entgeltforderungen  des  Käufers  gegen  seine  Abnehmer  aus 

einem Weiterverkauf der Vorbehaltsware sowie diejenigen Forderungen des Käufers bezüglich der Vorbehaltsware, die 

aus  einem  sonstigen  Rechtsgrund  gegen  seine  Abnehmer  oder  Dritte  entstehen  (insbesondere  Forderungen  aus 

unerlaubter Handlung und Ansprüche auf Versicherungsleistungen) und zwar einschließlich sämtlicher Saldoforderungen 

aus Kontokorrent tritt der Käufer bereits  jetzt sicherungshalber  in vollem Umfang an den Verkäufer ab. Der Verkäufer 

nimmt diese Abtretung an. Der Käufer darf diese an den Verkäufer abgetretenen Forderungen auf seine Rechnung  im 

eigenen Namen für den Verkäufer einziehen, solange der Verkäufer diese Ermächtigung nicht widerruft. Das Recht des 

Verkäufers,  diese  Forderungen  selbst  einzuziehen,  wird  dadurch  nicht  berührt;  allerdings  wird  der  Verkäufer  die 

Forderungen  nicht  selbst  geltend machen  und  die  Einzugsermächtigung  nicht  widerrufen,  solange  der  Käufer  seinen 

Zahlungsverpflichtungen  ordnungsgemäß  nachkommt.  Sofern  sich  der  Käufer  jedoch  vertragswidrig  verhält  – 

insbesondere sofern er mit der Zahlung einer Entgeltforderung in Verzug gekommen ist –, kann der Verkäufer vom Käufer 

verlangen,  dass  dieser  dem Verkäufer  die  abgetretenen  Forderungen und die  jeweiligen  Schuldner  bekannt  gibt,  den 

jeweiligen Schuldnern die Abtretung mitteilt und dem Verkäufer alle Unterlagen aushändigt sowie alle Angaben macht, 

die der Verkäufer zur Geltendmachung der Forderungen benötigt. 

4. Eine Verarbeitung oder Umbildung der Vorbehaltsware durch den Käufer wird immer für den Verkäufer vorgenommen. 

Wenn  die  Vorbehaltsware  mit  anderen  Sachen  verarbeitet  wird,  die  nicht  dem  Verkäufer  gehören,  so  erwirbt  der 

Verkäufer Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Wertes der Vorbehaltsware (Rechnungsendbetrag inklusive 

der Umsatzsteuer)  zu den anderen verarbeiteten Sachen  im Zeitpunkt der Verarbeitung.  Im Übrigen gilt  für die durch 

Verarbeitung entstehende neue Sache das Gleiche wie für die Vorbehaltsware. 

5. Wird die Vorbehaltsware mit anderen nicht dem Verkäufer gehörenden Sachen untrennbar verbunden oder vermischt, so 

erwirbt  der  Verkäufer  Miteigentum  an  der  neuen  Sache  im  Verhältnis  des  Wertes  der  Vorbehaltsware 

(Rechnungsendbetrag inklusive der Umsatzsteuer) zu den anderen verbundenen oder vermischten Sachen im Zeitpunkt 

der Verbindung oder Vermischung. Wird die Vorbehaltsware in der Weise verbunden oder vermischt, dass die Sache des 

Käufers als Hauptsache anzusehen ist, sind der Käufer und der Verkäufer bereits jetzt einig, dass der Käufer dem Verkäufer 

anteilsmäßig Miteigentum an dieser Sache überträgt. Der Verkäufer nimmt diese Übertragung an. 

6. Das so entstandene Alleineigentum oder Miteigentum an einer Sache wird der Käufer für den Verkäufer verwahren. 



 
7. Bei Pfändungen der Vorbehaltsware durch Dritte oder bei sonstigen Eingriffen Dritter muss der Käufer auf das Eigentum 

des Verkäufers hinweisen und muss dem Verkäufer unverzüglich schriftlich benachrichtigen, damit der Verkäufer seine 

Eigentumsrechte  durchsetzen  kann.  Sofern  der  Dritte  die  dem  Verkäufer  in  diesem  Zusammenhang  entstehenden 

gerichtlichen oder außergerichtlichen Kosten nicht zu erstatten vermag, haftet hierfür der Käufer. 

8. Wenn der Käufer dies verlangt, ist der Verkäufer verpflichtet, die ihm zustehenden Sicherheiten insoweit freizugeben, als 

ihr realisierbarer Wert den Wert der offenen Forderungen gegen den Käufer um mehr als 10% übersteigt. Der Verkäufer 

darf dabei jedoch die freizugebenden Sicherheiten auswählen. 

 

VII. Gerichtsstand/Erfüllungsort/Schlussbestimmungen 

 

1. Auf  alle  Verträge  zwischen  dem  Verkäufer  und  den  Käufer  findet  das  Recht  der  Bundesrepublik  Deutschland  unter 

Ausschluss  des  UN‐Kaufrechts  Anwendung.  Die  gesetzlichen  Vorschriften  zur  Beschränkung  der  Rechtswahl  und  zur 

Anwendbarkeit zwingender Vorschriften insbesondere des Staates, in dem der Käufer als Verbraucher seinen gewöhnlichen 

Aufenthalt hat, bleiben hiervon unberührt. 

2. Sofern es sich beim Kunden um einen Kaufmann, eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder um ein öffentlich‐

rechtliches  Sondervermögen  handelt,  ist  Gerichtsstand  für  alle  Streitigkeiten  aus  Vertragsverhältnissen  zwischen  dem 

Käufer und dem Verkäufer der Sitz des Verkäufers in 65589 Hadamar‐Steinbach. 

3. Der Vertrag bleibt auch bei rechtlicher Unwirksamkeit einzelner Punkte in seinen übrigen Teilen verbindlich. Anstelle der 

unwirksamen Punkte  treten,  soweit  vorhanden,  die  gesetzlichen Vorschriften.  Soweit  dies  für  eine Vertragspartei  eine 

unzumutbare Härte darstellen würde, wird der Vertrag jedoch im Ganzen unwirksam. 


